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Mints - 


Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


JM 41. 


Marienwerder, 


1897. 


den 13. Oktober 


Die Nummer 42 der Geſetz⸗Sammlung enthält Arzte Dr. Haack die kommiſſariſche Verwaltung der 


unter 
Nr. 9949 die Verordnung, betreffend die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Verwaltungsgerichte und den Inſtanzen⸗ 
zug für Streitigkeiten, welche nach reichsgeſetzlicher 
Vorſchrift im Verwaltungsſtreitverfahren zu entſcheiden 
find, vom 19. Auguſt 1897; und unter 
Nr. 9950 den Allerhöchſten Erlaß vom 26. Sep⸗ 
tember 1897, betreffend die Uebertragung von Straf⸗ 
niederſchlagungs⸗ und Strafmilderungs⸗Befugniſſen in 
Zoll⸗ und Steuerſachen. 
Die Nummer 43 der Geſetz⸗Sammlung enthält 
unter 
Nr. 9951 die Verordnung vom 25. September 
1897 wegen Ergänzung der Verordnung, betreffend 
den Uebergang der Verwaltung der Angelegenheiten 
der evangeliſchen Landeskirche auf den Evangeliſchen 
Ober⸗Kirchenrath und die Konſiſtorien der acht älteren 
Provinzen der Monarchie, vom 5. September 1877; 
unter 
Nr. 9952 die Verordnung über die Ausübung 
der Rechte des Staates gegenüber der evangeliſchen 
Landeskirche in den Hohenzollernſchen Landen, vont 
25. September 1897; und unter ` 
Nr. 9953 die Verordnung, betreffend den Weber: 
gang der Verwaltung der Angelegenheiten der evan⸗ 
geliſchen Landeskirche in den Hohenzollernſchen Landen 
auf den Gvangeliſchen Ober⸗Kirchenrath und das Kon: 
ſiſtorium der Rheinprovinz, vom 25. September 1897. 
Werorducngen und Bekanntmachungen 
bet Provinzial⸗Behörden 1c. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgten Ernennungen: 
1. des Lehrers Finger in Orle zum Standes⸗ 
beamten für den Standesamtsbezirk Orle, Kreiſes 
Graudenz, an Stelle des Gutspächters Findeiſen 
in Orle und 
des Letztgenannten zum Stellvertreter des Standes⸗ 
beamten für den genannten Bezirk, an Stelle 
des aus dem Bezirke verzogenen Gutsinſpektors 
Aron Geddert in Orle 
zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 4. Oktober 1897. 
Der Ober⸗Präſident. 
2) Der Herr Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ 
und Medizinal⸗ Angelegenheiten hat dem praktiſchen 
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Kreiswundarztſtelle des Kreiſes Konitz mit dem Amts⸗ 
wohnſitze in Czersk bis auf Weiteres belaſſen. 

Marienwerder, den 2. Oktober 1897. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

%) Der Revierverwalter der Oberförſterei Koſten, 
Oberförſter Lange, welcher bisher in Lautenburg Stadt 
gewohnt hat, hat ſeinen Wohnſitz vom 28. v. Mts. 
auf dem neu erbauten Oberförſtergehöft genommen. 
Dasſelbe führt den Namen „Oberförſtergehöft 
Koſten“ und liegt bei der Poſtſtation Rybno im 
Kreiſe Löbau. 

Marienwerder, den 2. Oktober 1897. 

Königliche Regierung, 

Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. 


4) Bekanntmachung. 
Musnabute: Tarif für die Beförderung von ruſſiſchem 
Petroleum. 

Mit Geltung vom 5. Oktober 1897 wird ein 
Ausnahmetarif für die Beförderung von raffinirtem, 
ruſſiſchem Petroleum (Leuchtöl, Keroſin) in Wagen⸗ 
ladungen zu 10000 kg von den Stationen Eydtkuhnen 
tranſit, Proſtken tranſit, Illowo tranſit, Thorn tranſit, 
Alexandrowo tranſit und Sosnowice (W. W. E. und 
J. D. E.) tranſit nach deutſchen Stationen öſtlich der 
Elbe mit Einſchluß der Stationen Dresden, Leipzig, 
Halle a./ S. und Magdeburg herausgegeben. Die in 
dieſem Tarif enthaltenen Frachtſätze ſind erheblich 
niedriger, wie die Frachtſätze für Petroleum in den 
reſpektiven deutſchen Binnen⸗ und Verbandsgtarifen. 
Druckſtücke des fraglichen Ausnahmetarifs ſind durch 
Vermittelung der in demſelben aufgeführten Stationen 
zu beziehen. 

Danzig, den 2. Oktober 1897. 

Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 


Bekanntmachung. 

Bei ber nach den Beſtimmungen ber $$ 39, 41 
und 47 des Geſetzes vom 2. März 1850 und nach 
unſerer Bekanntmachung vom 17. v. Mts. heute ſtatt⸗ 
gefundenen öffentlichen Verlooſung von ben auf Grund 
des Geſetzes vom 7. Juli 1891 ausgegebenen 3½ pro: 
zentigen Rentenbriefen der Provinzen Oſt⸗ 
und Weſtpreußen ſind nachfolgende Nummern ge⸗ 
zogen worden: 

Littr. F. zu 3000 Mark Nr. 238, 449, 631, 

788, 1099, 1200, 1690, 1910. 
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Ausgegeben in Marienwerder am 14. Oktober 1897. 
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Littr. G. qu 1500 Mart Nr. 119. 
Littr. J. zu 75 Mark Nr. 157, 589, 876. 
Die Inhaber werden aufgefordert, gegen Quittung 

und Einlieferung der ausgelooſten Rentenbriefe in kurs⸗ 
fähigem Zuſtande nebſt den dazu gehörigen Zinsſcheinen 
Reihe I Nr. 13—16 und Anweiſungen den Nennwerth 
bei unſerer Kaffe hierſelbſt, Tragheimer Pulver⸗ 
ſtraße Nr. 5 bezw. bei der Rentenbankkaſſe für 
die Provinz Brandenburg in Berlin vom 2. Ja⸗ 
nuar 1898 ab an den Wochentagen von 9—12 
Uhr Vormittags in Empfang zu nehmen. 

Den Inhabern von ausgelooſten und gekündigten 
Rentenbriefen ſteht es auch frei, dieſelben mit der 
Poſt an die genannten Rentenbankkaſſen portofrei 
einzuſenden und den Antrag zu ſtellen, daß die Ueber⸗ 
mittelung des Geldbetrages auf gleichem Wege und, 


ſoweit ſolcher die Summe von 400 Mark nicht über⸗ 
ſteigt, durch Poſtanweiſung, jedoch auf Gefahr und 
Koſten des Empfängers erfolge. 
Einem ſolchen Antrage iſt eine Quittung nach 
folgendem Muſter: 
DAR...) 0 buchſtäblich Mark für 
b . . verlooſten 3*/, %,. Rentenbrief der Provinzen 
Oſt⸗ und Weſtpreußen Littr. . . Nr. .. aus der 
Königlichen Rentenbankkaſſe zu empfangen 
zu haben, beſcheinigt. . 
(Ort, Datunt, Name). 


beizufügen. 

Vom 2. Januar 1898 ab hört bie Verzinſung der 
ausgelooſten Rentenbriefe auf und es wird der Werth 
der etwa nicht mit eingelieferten Zinsſcheine bei der 
Auszahlung vom Kapital in Abzug gebracht. 

Die Verjährung der ausgelooſten Rentenbriefe 
tritt nach den Beſtimmungen des § 44 des Renten⸗ 
bant-Gefeges binnen 10 Jahren ein. 

Königsberg, den 14. Auguſt 1897. 

Königliche Direktion der Rentenbank für die Provinzen 
Oſt⸗ und Weſtpreußen. 
Bekanntmachung. 

Die nächſte Prüfung der Maſchiniſten für See⸗ 

dampfſchiffe der deutſchen Handelsflotte in Danzig 

beginnt am 
Dienſtag, den 9. November 1897. 

Meldungen zu dieſer Prüfung mit den in der 
Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 26. 
Juli 1891 Reichsgeſetzblatt Seite 359 und flgd. vor: 
geſchriebenen Zeugniſſen, find unbedingt 2 Wochen vor 
dem Prüfungstermine an den unterzeichneten Vor⸗ 
ſitzenden der Prüfungskommiſſion portofrei einzureichen. 

Druckexemplare der Prüfungsvorſchriften a 45 Pf. 
werden auf Wunſch von dem Vorſitzenden zu jeder 
Zeit gegen Einſendung des Koſtenbetrages und des 
Portos verabfolgt. 

Es wird noch darauf hingewieſen, daß in den 
durch § 3 der Bekanntmachung vom 26. Juli 1891 
vorgeſehenen Fällen, von dem die Prüfung Nachſuchenden 
durch polizeilich beglaubigte Atteſte nach⸗ 
zuweiſen iſt, daß er während des in Betracht kommenden 
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Zeitraums die Lehrzeit in einer Dampfmaſchinenbau⸗ 
ober Dampfmaſchinen⸗Reparatur⸗Werkſtätte und zwar 
als Schloſſer, Dreher, Monteur, Schmied oder Keſſel⸗ 
ſchmied beſchäftigt, zugebracht hat. 

Die vorſtehende Anordnung findet indeſſen keine 
Anwendung auf diejenigen Perſonen, welche bis zum 
1, Oktober 1887 zu einer Maſchiniſten⸗Prüfung zu⸗ 
gelaſſen waren. Dergleichen Perſonen können auch zu 
weiteren Prüfungen auf Grund der früheren Atteſte 
zugelaſſen werden. 

Demgemäß kommen hierbei in Betracht diejenigen 
Maſchiniſten III. Klaſſe, welche die Prüfung vor dem 
1. Oktober 1887 beſtanden haben und nunmehr die 
Prüfung II. Klaſſe ablegen wollen, ſowie diejenigen 
Perſonen, welche vor dem gedachten Tage zur Prüfung 
II. oder III. Klaſſe zugelaſſen worden ſind, dieſelbe 
aber nicht beſtanden haben. 

Danzig, den 25. September 1897. 

Der Vorſitzende 
der Prüfungskommiſſion für Seedampfſchiffs⸗Maſchiniſten. 
Drilling, 
d Regierungs⸗ und Gewerberath. 
Ausweiſung von Ausländern aus dem 
Reichsgebiet. 

Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 

1. Joſef Brenner, Schneider, 73 Jahre alt, ge⸗ 
boren zu Czecholowo bei Mlava, Gouvernement 
Plozk, Rußland, ruſſiſcher Staatsangehöriger, 
wegen Landſtreichens und Bettelns, vom Königlich 
preußiſchen Regierungs-Präſidenten zu Köslin, 
vom 1. September d. J. 

2. Johann Emil Haerin g, Schneidergeſelle, ge⸗ 

boren am 20. (22.) Juli 1861 (1862) zu Lieſtal, 

Kanton Baſel⸗Land, Schweiz, ortsangehörig eben⸗ 

daſelbſt, wegen Bettelns, von der Polizeikommiſſion 

des Senats zu Bremen, vom 21. Auguſt d. J. 

Israel Kant, Schreiber, 43 Jahre alt, geboren 

zu Mlava, Gouvernement Plozk, Rußland, ruſſiſcher 

Staatsangehöriger, wegen Landſtreichens und 

Bettelns, vom Königlich preußiſchen Regierungs— 

Präſidenten zu Köslin, vom 1. September d. J. 

Johann Köhler, Zimmergeſelle, geboren am 

24. Auguſt 1861 zu Goldenöls, Bezirk Trautenau, 

Böhmen, öſterreichiſcher Staatsangehöriger, wegen 

Bettelns, von der Polizei⸗Behörde zu Hamburg, 

vom 18. Auguſt d. J. 

5. Jabkob Laß, Tagner, geb. am 31. Mai 1860 
zu Carnail, Oeſterreich, öſterreichiſcher Staats⸗ 
angehöriger, wegen Landſtreichens und Bettelns, 
vom Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten zu Straß⸗ 
burg, vom 30. August b. Is. 

6. Anna Lichtman negger, ledige Dienſtmagd, 
geboren im Jahre 1864 zu Going, Bezirk Kitz⸗ 
búbel, Tirol, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen 
gewerbsmäßiger Unzucht, von der Königlich baye⸗ 
riſchen Polizei⸗Direktion zu München, vom 19. 
Auguſt d. J. 

7. Guſtavr Lorenz, Malergehülfe, geboren am 15. 
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Auguſt 1854 zu Eulenberg, Oeſterreich, öſter⸗ 


reichiſcher Staatsangehöriger, wegen Bettelns, von Kreis 


> Polizei⸗Behörde zu Hamburg, vom 18. Auguſt 
Js. 
Wenzel Springl, (Spryngl), add beer 
geboren am 6. Mai 1872 zu Stradonitz, Bezirk 
Klagenfurt, Kärnten, wegen Bettelns, von der 
Königlich ſächſiſchen Kreishauptmannſchaft zu 
Dresden, vom 11. Auguſt d. J. 
Verſonal⸗Shronik. 
Des Kaiſers und Königs Majeſtät haben geruht, 
den zum 1. Oktober d. Is. auf ſeinen Antrag in den 
Ruheſtand verſetzten Domänenrentmeiſter Zaunert 
in Czersk den Charakter als „Domänenrath“ zu ver⸗ 
leihen. 

Der Regierungs- Aſſeſſor von Saltzwedel 
iſt der hieſigen Königlichen Regierung zur weiteren 
dienſtlichen Verwendung überwieſen. 

Der Regierungs⸗Aſſeſſor Dr. Lange iſt der 
hieſigen Königlichen Regierung zur weiteren dienſtlichen 
Verwendung überwieſen. 

Verſetzt ſind die Poſtverwalter Hoffmann 
von Landeck Weſtpr. nach Tig Weſtpr., $ ellwig 
von Klahrheim nach Landeck Weſtpr. 

Dem Kataſterſekretär Helmdack zu Marien: 
werder iſt unter Ernennung zum Kataſterkontroleur 
die Verwaltung des Kataſteramtes Flatow übertragen. 

Von der Verſetzung des Kataſterlandmeſſers 
Simon als Kataſterkontroleur nach Flatow iit Ab- 
ſtand genommen. 

Perſonalveränderungen bei der Königlichen 
Berg⸗, Hütten⸗ und Salinenverwaltung. 

Bei dem Königlichen Oberbergamt zu Breslau 
iſt der Geheime Bergrath Schollmeyer in den 
Ruheſtand getreten, der bisherige Hilfsarbeiter Bergrath 
Dr. Pringsheim iſt zum Oberbergrath und 
techniſchen Mitglied des Oberbergamts ernannt worden. 
9 Erledigte Schulfrellen. 

Die Schullehrerſtelle an der Nebenſchule 
Woſſarken, Kreis Graudenz, iſt erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Schulrath Dr. Kaphahn zu Graudenz zu 
melden. 

Die Lehrerſtelle an der Volksſchule in Gr. Weſt⸗ 
phalen, Kreis Schwetz, wird zum 1. Januar k. Is. 
erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche fic) um bie: 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Bartſch zu Schwetz bis zum 5. November er. 
zu melden. 
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zu 
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Die 1. Lehrerſtelle an ber Volksſchule in Koslinka, 
Tugel, iſt erledigt. 
Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 


ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 


ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Dr. Knorr zu Tuchel zu melden. 


Anzeigen verſchiedenen Inhalts. 
Bekanntmachung. 

Eine mit einem Einkommen von 300 Mark 

Gehalt jährlich und Exekutionsgebühren verbundene 

Kämmerei⸗Kaſſenbotenſtelle iſt vakant und vom 1. Ja⸗ 

nuar 1898 ab zu beſetzen. 

Zivilverſorgungsberechtigte Bewerber werden hier⸗ 
mit aufgefordert, ſich bis zum 15. Dezember dieſes 
Jahres unter Einreichung ihrer Militärpapiere und 
Führungsatteſte ſchriftlich oder perſönlich bei uns zu 
melden. 

Stuhm, den 8. Oktober 1897. 

Der Magiſtrat. 


Bekanntmachung. 
Die Grundſtücke Thorn Nr. 324 und Nr. 325 
ſollen öffentlich verſteigert werden. 

Das Grundſtück Nr. 324 liegt an der Ecke der 
Friedrichſtraße und der Hospitalſtraße, das Grundſtück 
Nr. 325 daneben in der Friedrichſtraße. 

Beide Grundſtücke gehören mit Ausnahme eines 
eingezogenen und mit zum Verkaufe kommenden Streifens 
ſtädtiſchen Straßenlandes dem unter unſerer Ver⸗ 
waltung ſtehenden St. Jacobs⸗Hospitale. 

Neuſtadt Nr. 324 enthält den Flächenabſchnitt 
1541/238 mit 3,91 a und ben Flächenabſchnitt 1543) 236 
mit 54 qm früheren Straßenlandes, Neuſtadt Nr. 325 
desgl. die Flächenabſchnitte 1540/236 mit 3,32 a und 
1544/236 mit 44 qm; es mißt alſo zuſammen Neuſtadt 
Nr. 324: 445 qm, Neuſtadt Nr. 325: 376 qm. 

Die Werthtaxe für erſteres Grundſtück beträgt 
13350 Mark, die für letzteres 9400 Mark. 

»Die beiden Grundſtücke werden einerſeits einzeln, 
andererſeits zuſammen ausgeboten werden. 

Verſteigerungstermin: 

Sonnabend, den 27. November d. Is., 
Vormittags 10 Uhr, 
im Stadtverordneten⸗Saale des Rathhauſes. 

Die Verkaufsbedingungen liegen zur Einſicht und 
Unterſchrift aus im Geſchäftszimmer Ila (Bureau für 
Alters: und Invaliditäts⸗Verſicherung). Bietungs⸗ 
kaution 500 Mark für jedes einzelne Grundſtück. 

Den Zuſchlag behält ſich der Magiſtrat frei vor, 
kann alſo einem weniger als das Meiſtgebot Bietenden 
den Zuſchlag ertheilen, oder dieſen ganz verſagen. 
Thorn, den 8. Oktober 1897. 

Der Magiſtrat. 
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(Hlerzu eine Extra⸗Beilage und der Oeffentliche Anzeiger Nr. 41.) 


Nedigirt im Bureau der Königlichen Negieung — 


Druck von N. Kanter's Hofbuchdruckerei. 


— 


Ertra-Beilage zum Amtsblatt 


Bekanntmachung. 


Auf Grund der 88. 9 und 64 des Verwaltungsſtrafgeſetzes vom 26. Juli 1897 (Geſetz⸗Samml. 
S. 237) erlaſſe ich für die Zuſtellungen in Verwaltungs⸗Strafſachen folgende Beſtimmungen: 


a) Die erforderlichen Zuſtellungen können durch Beamte der Verwaltung der indirekten Steuern, 
durch Gerichtsvollzieher oder durch die Poſt erfolgen. Die letztere ijt insbeſondere bei allen Zuſtellungen, 
die nicht am Orte des Amtsſißes der anordnenden Behorde erfolgen ſollen, um die Ausführung zu er⸗ 
ſuchen, wenn nicht beſondere Gründe entgegenſtehen. Gerichts vollzieher follen nur ausnahmsweiſe mit 
der Zuſtellung beauftragt werden, wenn beſondere Gründe dafür ſprechen, die Zuſtellung nicht durch 
Steuerbeamte oder die Poſt geſchehen zu laſſen. 

b) Die Zuſtellung beſteht, wenn ein Straf⸗ oder ein Beſchwerdebeſcheid an Beſchuldigte oder 
Vertretungspflichtige zugeſtellt werden ſoll, in der Uebergabe einer Ausfertigung, in den übrigen Fällen 
in der Uebergabe einer einfachen Abſchrift des zuzuſtellenden Schriftſtückes. 


c) Zuſtellungen, welche für Beſchuldigte, Zeugen oder Sachverſtändige beſtimmt ſind, ſind ſtets 
an die Perſonen ſelbſt zu richten, auch wenn dieſe im Sinne der $$. 50—53 der Civilprozeßordnung 
nicht prozeßfähig ſind. 

Juwieweit bei Beſchuldigten außerdem deren geſetzliche Vertreter zugezogen werden müſſen, be⸗ 
ſtimmt der $. 37 Abſ. 2 des Geſetzes. 

d) Zuſtellungen, welche für Einziehungsbetheiligte oder Vertretungspflichtige beſtimmt ſind, 
werden für die nicht prozeßfähigen Perſonen an die geſetzlichen Vertreter derſelben gerichtet. 

Bei Behörden, Gemeinden und Korporationen, ſowie bei Perſonenvereinen, welche als ſolche 
klagen und verklagt werden können, genügt die Zuſtellung an die Vorſteher. 


Bei mehreren geſetzlichen Vertretern ſowie bei mehreren Vorſtehern genügt die Zuſtellung an 
einen derſelben. 


e) Zuſtellungen für Einziehungsbetheiligte und Vertretungspflichtige können an den General⸗ 
bevollmächtigten oder den in ber Strafſache beſonders Bevollmächtigten und, wenn dieſelben durch den 
Betrieb eines Handelsgewerbes veranlaßt find, an den Proturiſten mit gleicher Wirkung erfolgen, wie 
an die Einziehungsbetheiligten und die Vertretungspflichtigen ſelbſt. 

f) Für die Ausführung der Zuſtellungen gelten die in den $$. 165—170 der Civilprozeßordnung 
gegebenen Vorſchriften, mit Ausnahme des Abſ. 2 des §. 169, welcher für Zuſtellungen in Verwaltungs⸗ 
Strafſachen außer Anwendung geſetzt wird, ohne Aenderung. 


g) An Sonntagen und allgemeinen Feiertagen darf eine Zuſtellung, ſofern ſie nicht durch Auf⸗ 
gabe zur Poſt bewirkt wird, nur mit Erlaubniß derjenigen Behörde, welche die Zuſtellung angeordnet 
hat, erfolgen. Die Verfügung, durch welche die Erlaubniß ertheilt wird, iſt bei der Zuſtellung abſchriſt⸗ 
lich mitzutheilen. Eine Zuſtellung, bei welder dieſe Beſtimmungen nicht beobachtet find, ijt gültig, wenn 
die Annahme nicht verweigert ijt. 
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h) Ueber die Zuſtellung ift eine Urkunde aufzunehmen, welche zu den Akten zu bringen iſt. 
Die Zuſtellungsurkunde muß enthalten: 
. Ort und Zeit der Zuſtellung; 
. bie Bezeichnung des zuzuſtellenden Schriftſtückes; 
. bie Bezeichnung der Perſon, an welche zugeſtellt werden foll; 
die Bezeichnung der Perſon, welcher zugeſtellt iſt; in den Fällen der 88. 166, 168, 169 
der Civilprozeßordnung die Angabe des Grundes, durch welchen die Zuſtellung an die 
bezeichnete Perſon gerechtfertigt wird; wenn nach $. 167 a. a. O. verfahren iſt, die Be⸗ 
merkung, wie die darin enthaltenen Vorſchriften befolgt ſind; ' 
b. im Falle ber Verweigerung der Annahme bie Erwähnung, daß die Annahme verweigert 
und das zu übergebende Schriftſtück am Orte der Zuſtellung zurückgelaſſen iſt; 
6. die Bemerkung, daß eine Ausfertigung oder Abſchrift des zuzuſtellenden Schriftſtücks über⸗ 
geben ijt; 
7. die Unterſchrift des die Zuſtellung vollziehenden Beamten. 
Bei der Zuſtellung eines Strafbeſcheides iſt in der Zuſtellungsurkunde auch die den Zuſtellungs⸗ 
beamten unmittelbar beauftragende Behörde zu bezeichnen ſowie eine Abſchrift der Zuſtellungsurkunde 
zu übergeben. Daß dies geſchehen, iſt in der letzteren zu bemerken. 


i) Wird durch die Poſt zugeſtellt, fo hat die Behörde, welche die Zuſtellung anordnet, einen 
durch ihr Dienſtſiegel verſchloſſenen, mit der Adreſſe der Perſon, an welche zugeſtellt werden ſoll, ver⸗ 
ſehenen und mit einer Geſchäftsnummer bezeichneten Briefumſchlag, in welchem die zu übergebende Aus⸗ 
fertigung oder Abſchrift des zuzuſtellenden Schriftſtücks enthalten iſt, der Poſt mit dem Erſuchen zu über⸗ 
liefern, die Zuſtellung einem Poſtboten des Beſtimmungsortes aufzutragen. Die gedachte Behörde hat 
auf der Urſchrift oder auf einem zu den Alten zu bringenden Bogen zu beſcheinigen, daß das gu- 
zuſellende Schriftſtück dem namhaft zu machenden Amts diener ober ſonſt beauftragten Beamten in ber 
bezeichneten Weife behufs der Beförderung zur Poſt ausgehändigt worden iſt. Bei den Hauptämtern 
genügt hierbei die Unterſchrift des mit der Unterſuchung beauftragten Beamten, welcher zu dieſem Behufe 
das Hauptamt im Auftrage zu zeichnen hat. Bei Unterämtern, welche mit mehreren Mitgliedern beſetzt 
find, genügt die Unterſchrift eines derſelben. 


k) Im Uebrigen find die Vorſchriften über die poſtamtliche Behandlung der Sendungen mit Zu⸗ 
ſtellungsurkunden zu beachten. 


> = 


tzuſtellungsurkunden ent⸗ 
haltenen Worte und Zeichen, welche für Zuſtellungen auf Erſuchen von Verwaltungs behörden nicht paſſen, 
entweder von den Poſtbeamten vor dem Verkaufe oder nachträglich vor dem Gebrauche geſtrichen oder 
abgeändert werden, und daß der Kopf der Formulare demnächſt richtig ausgefüllt, insbeſondere bie 
Geſchäftsnummer in demſelben angegeben wird. 


) Die Zuſtellung durch ben Poſtboten erfolgt gemäßt $. 178 der Civilprozeßordnung. 

Die Uebergabe einer Abſchrift der Poſtzuſtellungsurkunde ſowie die Beſcheinigung dieſer Ueber⸗ 
gabe erfolgt, wenn der Entwurf elner ſolchen Abſchrift beigefügt iſt. 

Die Poſtzuſtellungsurkunde iſt von dem Poſtboten der Poſtanſtalt und von dieſer der Behörde, 
welche die Zuſtellung angeordnet hat, zu überliefern. 

m) Zuſtellungen in einem anderen Bundesſtaate erfolgen durch Erſuchen der zuſtändigen Behörde 
deſſelben oder durch die Poſt. 


. 0D) Zuſtellungen außerhalb des Deutſchen Reiches können, wenn die Anwendung der regel⸗ 
mäßigen Formen nach Maßgabe ber $$. 182—184 der Civilprozeßorduung und der geſchlofſenen Staats⸗ 
verträge, über welche in der Allgemeinen Verfügung des Juſtizminiſters vom 20. Mai 1887 (J. M. Bl. 
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€. 139) das Nähere zu erſehen ift, von dem zuſtändigen Hauptamte nicht als angezeigt erachtet wird, 
in der Art bewirkt werden, daß der mit der Zuſtellung beauftragte Beamte das zuzuſtellende Schriftſtück 
unter der Adreſſe derjenigen Perſon, an welche die Zuſtellung erfolgen ſoll, nach ihrem Wohnorte zur 
Poſt giebt. Die Zuſtellung wird zwei Wochen nach der Aufgabe zur Poſt als bewirkt angeſehen, wenn 
nicht die Sendung als unbeſtellbar zurückkommt. 

Die von dem Zuſtellungsbeamten aufzunehmende Zuſtellungsurkunde muß den Beſtimmungen 
unter Nr. 2, 3, 7 der Vorſchrift h, für den Fall der Zuſtellung eines Strafbeſcheides auch denen des 
Schlußabſatzes daſelbſt entſprechen und außerdem ergeben, zu welcher Zeit, unter welcher Adreſſe und bei 
welcher Poſtanſtalt die Aufgabe geſchehen iſt. 


o) Iſt der Aufenthaltsort eines Beſchuldigten oder ſonſtigen Betheiligten unbekannt oder fount 
bei einer Zuſtellung außerhalb des Deutſchen Reiches durch Aufgabe zur Poſt (u) die Sendung als un: 
beſtellbar zurück oder erſcheint die Befolgung der für Zuſtellungen außerhalb des Deutſchen Reiches ge⸗ 
gebenen Vorſchriften von vornherein ausſichtslos, fo kann bie Zuſtellung auf Anordnung des zuſtändigen 
Hauptamtes durch Anheftung des zuzuſtellenden Schriftſtückes an der zu Aushängen des letzteren be⸗ 
ſtimmten Stelle erfolgen. Die Zuſtellung gilt als bewirkt, wenn ſeit der Anheftung, welche mit Angabe 
des Tages des Beginnes auf dem auszuhängenden Schriftſtücke zu vermerken iſt, zwei Wochen verſtrichen 
ſind. Auf die Gültigkeit der Zuſtellung hat es keinen Einfluß, wenn das Schriftſtück von dem Orte der 
Anheftung zu früh entfernt wird. 

Strafbeſcheide, ausgenommen ſolche, welche nur eine Einziehung ausſprechen, oder nur noch dem 
Einziehungsbetheiligten bekannt gemacht werden follen, find auf die beſchriebene Weiſe nicht zuzuſtellen. 
Von ſolchen Straf- und von Beſchwerdebeſcheiden wird nur der entſcheidende Theil angeheftet. 


Berlin, den 15. September 1897. 


Der Finanz⸗Miniſter. 
v, Miquel. 


bedruckt bet Julius Sittenfeld in Berlin W. 
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